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Interpellation Suter-Rapperswil-Jona / Gemperli-Goldach / Dürr-Widnau: 

«Keine 100-Franken-All-Inclusive-Bergbahnen-Abos für St.Galler Politik 

 

 

Im Zusammenhang mit der Affäre Maudet hat das Bundesgericht klargestellt, dass es die Vor-

teilsannahme durch gewählte Mandatsträgerinnen und Mandatsträger sehr viel weitgehender 

auslegt als bisher. So bedingen sich eine unrechtmässige Vorteilsgewährung und eine unrecht-

mässige Vorteilsannahme nicht mehr zwingend, sprich: Für die Erfüllung des Straftatbestands 

sei nicht von entscheidender Bedeutung, ob die Schenkenden damit rechnen konnten, tatsäch-

lich eine Gegenleistung zu erhalten. Zudem wird der nicht gebührende Vorteil breit definiert  

und beinhaltet sämtliche Leistungen, welche die Stellung der Empfängerin oder des Empfän-

gers verbessern. Auch das Gewähren von Rabatten wird ausdrücklich genannt. Ausgenommen 

seien sozial akzeptierte Geschenke von geringem Gegenwert, ‹etwa ein Blumenstrauss› (siehe 

NZZ vom 18. Januar 2023). 

 

Diese – unseres Erachtens richtigerweise – verschärfte Auslegung des Bundesgerichtes hat 

Auswirkungen, die nicht nur das vielzitierte 100-Franken-All-Inclusive-Bergbahnen-Abo für Wal-

liser Politikerinnen und Politiker betreffen, sondern möglicherweise auch die gelebte Praxis im 

Kanton St.Gallen. So hat die Regierung löblicherweise bereits vor einiger Zeit einen Verhaltens-

kodex (‹Code of Conduct›) erlassen, der dem Staatspersonal unter anderem vorgibt, mit Aus-

nahme von geringfügigen, sozial üblichen Geschenken und Vorteilen keine Geschenke oder 

andere Vorteile anzunehmen, die im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit stehen oder 

stehen könnten. Der Verhaltenskodex und die begleitenden Unterlagen machen einen guten 

Eindruck, der für ein zeitgemässes Verständnis der Thematik spricht. 

 

Eigenartigerweise hält die Regierung fest, der Geltungsbereich des Verhaltenskodex entspre-

che dem Geltungsbereich von Art. 2 des Personalgesetzes. Das bedeutet, dass der Verhaltens-

kodex für die Mitarbeitenden von Departementen und Staatskanzlei sowie für die Mitarbeiten-

den von Gerichten und anderen Justizbehörden gilt, soweit sie nicht richterlich handeln. Die 

Regierung selbst ist also vom Geltungsbereich des Verhaltenskodex ausgenommen. 

 

Wir bitten die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Gilt der Verhaltenskodex lediglich für das Staatspersonal oder auch für die Regierung? 

Wenn der Verhaltungskodex auch für die Regierung gilt, weshalb macht sie dies nicht 

deutlich und verzichtet auf den missverständlichen Verweis auf den Geltungsbereich von 

Art. 2 des Personalgesetzes? 

2. Welche Schritte hat die Regierung in den letzten Jahren unternommen, um der heute gel-

tenden Auslegung des Bundesgerichtes betreffend Vorteilsnahme zu entsprechen? Gab 

es auch im Kanton St.Gallen Geschenke, Einladungen, vergünstigte Abos und andere Vor-

teile, welche die Regierung mittlerweile nicht mehr annehmen würde? 

3. Wie geht die Regierung heute mit Geschenken und anderen Vorteilen um, die ihr ange- 

boten oder gewährt werden? Beispiele nebst Geschenken sind Einladungen und Reisen 

zu Vernissagen, Premieren und Festivals oder Jahreskarten und Einzeleintritte von Sport-

vereinen, Bahnunternehmen und kulturellen Einrichtungen. 

4. Macht es aus Sicht der Regierung einen Unterschied, ob das Geschenk oder der Vorteil 

von einer beitragsempfangenden Einrichtung stammt oder nicht, sprich: Ist es beispiels-

weise problematischer, wenn das Geschenk oder der Vorteil von einer Einrichtung stammt, 

die einen Beitrag aus dem Lotteriefonds oder einen Staatsbeitrag des Kantons erhält? 

5. Wie geht die Regierung mit der Problematik um, dass sie nicht nur in ihrer Funktion als 

Teil der Regierung Geschenke und Vorteile (angeboten) erhält, sondern auch in ihren 

Funktionen als Mitglieder von weiteren Leitungsgremien (Universität St.Gallen, Konzert 

und Theater St.Gallen, St.Galler Kantonalbank, Gebäudeversicherung, SAK usw.)? 
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6. Ist aus Sicht der Regierung eine Informations- und Sensibilisierungskampagne in Bezug 

auf die verschärfte Rechtsprechung angezeigt, die auch weitere Mandatsträgerinnen und 

Mandatsträger (z.B. die Mitglieder des Kantonsrates oder Mitglieder von Gemeindebehör-

den) miteinbezieht?» 

 

 

13. Februar 2023 Suter-Rapperswil-Jona 

 Gemperli-Goldach 

 Dürr-Widnau  


